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Landratsamt Freising 

 

Landratsamt Freising  Postfach 16 43  85316 Freising  
 
Freising, 17.12.2025 

 
  
Postzustellung 
 
Firma 
Schenker Industrie + Städtereinigungs-GmbH 
Niernsdorf 7 
85411 Hohenkammer 
 
 

Immissionsschutz 

Bitte bei Antwort / Zahlung unser 

Aktenzeichen angeben: 

41-1711/2-19-1 

 Tel. 08161 Fax 08161 Zimmer 

600 - 34144 600 - 94100 562 

Ihr/e Ansprechpartner/in: 

Silvia Peichl (Mo, Mi und Fr)   

 E-Mail: silvia.peichl@kreis-fs.de 

 (nicht für rechtswirksame Erklärungen und Rechtsbehelfe) 

 

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetztes (BImSchG)  
Anlage zur Behandlung von nicht gefährlichen metallischen Abfällen in Schredderanlagen 
gemäß Nr. 8.9.1.1 EG 
Nachträglichen Anordnung nach § 17 Abs. 1 BImSchG zu den Bescheiden vom 23.07.2012, 
09.01.2013 und 22.05.2019 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungsanlagen (ABA-VwV) sowie die 
Neufassung der Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 2021 (TA Luft 2021);  
 
 
Anlage 
1 Kostenrechnung 
 
 
 
Das Landratsamt Freising erlässt folgende  
 

Anordnung: 
 
 
1. 
Die Nebenbestimmung in Ziffer III.2.2.4 im Genehmigungsbescheid vom 23.07.2012 wird 
durch nachfolgende Fassung ersetzt: 
 
„III.2.2.4 
Bei Ausfall der unter Ziffer III.2.2.3 dieses Bescheides genannten Abluftreinigungsanlage 
(Hochleistungszyklon und nachgeschaltetem Venturiwäscher) ist der Anlagenbetrieb mittels 
einer automatischen Abschaltung umgehend einzustellen. Eine Umgehung der 
Abluftreinigungsanlagen ist unzulässig. 
Störungen beim Betrieb oder der Ausfall der Abluftreinigungsanlage sind im Betriebstagebuch zu 
dokumentieren mit Angaben der durchgeführten Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
Funktionstüchtigkeit und dem Zeitpunkt der Wiederinbetriebnahme.“ 
 
 
 
 
 

- 

- 

- 
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2. 
Die Nebenbestimmung in Ziffer III.2.2.5 im Genehmigungsbescheid vom 23.07.2012, die 
zuletzt mit Bescheid vom 09.01.2013 geändert wurde, wird durch nachfolgende Fassung 
ersetzt: 
 
„III.2.2.5 
Die unter Ziffer III.2.2.3 dieses Bescheides geforderte Abgasreinigungsanlage ist so zu errichten, 
zu dimensionieren und zu betreiben, dass die Massenkonzentrationen an luftverunreinigenden 
Stoffen im Abgas der Schredderanlage folgende Emissionsgrenzwerte nicht überschreiten: 
 

Quelle Parameter Emissionsgrenzwert Emissionsmassenstrom 

TA Luft 
5.4.8.9.1 

Gesamtstaub 10 mg/m³ - 

TA Luft 5.2.2  Klasse I (Hg, Tl) Jeweils 0,01 mg/m³ Jeweils 0,05 g/h 

TA Luft 5.2.2  Klasse II (Pb, Co, 
Ni, Se, Te) 

0,5 mg/m³ 2,5 g/h 

TA Luft 5.2.2  Klasse III (Sb, Cr, 
Cu, Mn, V, Sn) 

1 mg/m³ 5 g/h 

TA Luft 5.2.5 Gesamt-C 50 mg/m³ 0,50 kg/h 

TA Luft 
5.2.7.1.1 

Klasse I 0,05 mg/m³ 0,15 g/h 

TA Luft 5.2.7.2 
und 5.4.8.9.1 

PCDD/F + dl-PCB 0,1 ng/m³ * 0,25 μg/h 

 
*Die Massenkonzentration von 0,1 ng/m³ darf in Summe aller in Anhang 4 TA Luft genannten 
Dioxine und Furane nicht überschritten werden. Für die Summe aller in Anhang 4 genannten 
Dioxine, Furane und polychlorierter Biphenyle ist die Massenkonzentration von 0,1 ng/m³ 
anzustreben.“ 
 
 
3. 
Die Nebenbestimmung in Ziffer III.2.2.7 im Genehmigungsbescheid vom 23.07.2012 wird 
durch nachfolgende Fassung ersetzt: 
 
„III.2.2.7 
Innerhalb von 4 Monaten nach Bestandskraft dieses Bescheides , bei bereits gemessenen 
Luftschadstoffen spätestens nach den in nachfolgender Tabelle jeweils genanntem Intervall nach 
der letztmalig durchgeführten Emissionsmessung im Jahr 2025, und in der Folge nach den in 
nachfolgender Tabelle genannten Intervallen ist durch Messung einer nach § 29b BImSchG 
bekannt gegebenen Stelle nachzuweisen, dass die unter der Ziffer III.2.2.5 dieses Bescheides 
festgelegten Emissionsgrenzwerte jeweils nicht überschritten werden. 
 

Quelle Parameter Messturnus  

TA Luft 5.4.8.9.1 Gesamtstaub Einmal alle sechs Monate* 

TA Luft 5.2.2 Klasse I (Hg, Tl) Einmal im Jahr 

TA Luft 5.2.2 Klasse II (Pb, Co, Ni, Se, Te) Einmal im Jahr 

TA Luft 5.2.2 Klasse III (Sb, Cr, Cu, Mn, V, Sn) Einmal im Jahr 

TA Luft 5.2.5 Gesamt-C Einmal alle sechs Monate* 

TA Luft 5.2.7.1.1 Klasse I Einmal im Jahr 

TA Luft 5.2.7.2 und 
5.4.8.9.1 

PCDD/F + dl-PCB Einmal im Jahr 
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Entsprechend TA Luft Nr. 5.4.8.9.1 sind zudem Messungen für 
polybromierte Dibenzo(p)dioxine und –furane (PBDD/PBDF) 
durchzuführen.** 

Einmal im Jahr 

 
*Für den Fall, dass die obere Vertrauensgrenze für das 90-Perzentil bei einem Vertrauensniveau 
von 50 Prozent nach der Richtlinie VDI 2448 Blatt 2 (Ausgabe Juli 1997) den Emissionswert nicht 
überschreitet, kann bei Anlagen, die gemäß Spalte d der Tabelle des Anhangs 1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen mit dem Buchstaben E gekennzeichnet sind, die 
wiederkehrende Messung für Gesamtstaub und organische Stoffe jährlich erfolgen. Für die 
Auswertung können Messergebnisse der letzten vier Jahre herangezogen werden. Sofern dies 
beabsichtigt ist, ist in dem jeweiligen Messbericht vom Gutachter die genannte Vertrauensgrenze 
nach der VDI zu berechnen und den Emissionsgrenzwerten gegenüberzustellen. 
 
**Solange keine internationale oder nationale Norm für ein geeignetes Messverfahren existiert, 
wird bezüglich der Messanforderung für PBDD/PBDF auf die LAI Vollzugsfragen zur ABA-VwV 
UMK-Umlaufbeschluss 59/2024 (LAI Beschluss TOP 8.3 151. LAI) in der Fassung vom 
31.10.2024 verwiesen.“ 
 
 

4. Folgende Nebenbestimmungen im Genehmigungsbescheid vom 23.07.2012 werden 
weiterhin geändert: 
 
4.1 
In Nr. III.2.2.1 wird das Datum „24. Juli 2002“ durch das Datum „18. August 2021“ ersetzt. 
 
4.2 
In Nr. III.2.2.13 wird die Jahreszahl „2002“ im Ausdruck „TA Luft 2002“ gestrichen. 
 
4.3 
In Nr. III.2.2.9 wird der Ausdruck „Anhang 6“ durch den Ausdruck „Anhang 5“ ersetzt. 
 
 
 

5. Nachfolgende Auflagen werden neu in den Bescheid vom 23.07.2012 aufgenommen: 
 
5.1 
„III.2.2.24 
Das angelieferte Schreddervormaterial ist einer Sichtkontrolle zu unterziehen. Fehlwürfe und 
Störstoffe wie geschlossene Hohlkörper, zum Beispiel Kanister, Druckbehälter und Materialien mit 
explosiven, feuergefährlichen oder akut toxischen Flüssigkeiten, Gasen oder Stäuben im Sinne 
der Nummer 5.2.5 Absatz 5 TA Luft sind vor der weiteren Behandlung im Schredder aus dem 
Vormaterial auszuschleusen und einer gesonderten Behandlung oder Entsorgung zuzuführen.“ 
 
5.2 
„III.2.2.25 
Zur Minderung von Emissionen und Emissionsspitzen ist das schadstoffentfrachtete 
Schreddervormaterial abhängig von seiner Art und Beschaffenheit einer weiteren Vorbehandlung 
zu unterziehen. Eine geeignete Vorbehandlung besteht beispielsweise, alleine oder in 
Kombination, in der optimierten Zusammenstellung geeigneter Vormaterialien, einer 
Vorzerkleinerung, einer Feinkornentfrachtung oder einer Dekompaktierung. Die Zuführung des 
Aufgabematerials in den Schredder ist, soweit möglich, zum Beispiel durch Einsatz einer 
geeigneten Steuerungstechnik, gleichmäßig und kontinuierlich zu gestalten.“ 
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6. Fristen 
Die Anforderungen der Nummern 1, 2 und 5 sind bis spätestens bis 01.01.2026 oder sechs 
Monate nach Bestandkraft dieser Anordnung einzuhalten. 
 
 
7. Gebühren 
Die Firma Schenker Industrie + Städtereinigungs-GmbH hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
Für diesen Bescheid wird eine Gebühr von 1248,00 € festgesetzt. Die Auslagen der 
Postzustellungsurkunde betragen 4,69 Euro. 
 

 
Gründe 

 
I. 

 
 
Die Fa. Schenker Industrie + Städtereinigungs-GmbH, Niernsdorf 7, 85411 Hohenkammer, 
betreibt eine Anlage zur Behandlung von nicht gefährlichen metallischen Abfällen in Rotormühlen 
(Schredderanlage) gemäß Nr. 8.9.1.1 EG im Anhang 1 der 4. BImSchV sowie Nr. 5.3 Buchstabe 
b) iv) des Anhangs I der Richtlinie 2010/75/EU vom 24. November 2010 über Industrieemissionen 
(integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) 
 
Die Europäische Kommission hat am 17.08.2018 die BVT-Schlussfolgerungen (EU) 2018/1147 
für die Abfallbehandlung (BVT-SF) gemäß der Richtlinie 2010/75/EU (sog. IE-Richtlinie) im 
Amtsblatt der EU veröffentlicht. Die BVT-Schlussfolgerungen sind als die wichtigsten Elemente 
der BVT-Merkblätter bei Anlagen nach der IE-Richtlinie (IE-Anlagen) bei der Bestimmung des 
Stands der Technik zu berücksichtigen und dienen somit als Referenzdokumente für die 
Festlegung von Genehmigungsauflagen sowie von nachträglichen Anordnungen. „BVT“ bedeutet 
dabei „Beste verfügbare Technik“. Des Weiteren trat am 16.02.2022 die Allgemeine 
Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungsanlagen vom 20.01.2022 (ABA-VwV) in Kraft. Mit der 
ABA-VwV werden u.a. die EU-rechtlichen Vorgaben der BVT-SF für die Abfallbehandlung in 
nationales Recht umgesetzt. 
 
Mit Inkrafttreten der novellierten Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft 2021) 
am 01.12.2021 sowie der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungsanlagen (ABA-
VwV) am 16.02.2022 wurden die Anforderungen an immissionsschutzrechtlich 
genehmigungsbedürftige Anlagen aktualisiert und konkretisiert. Für die mit Bescheid vom 
23.07.2012 erstmals genehmigte Anlage zur Behandlung von nicht gefährlichen metallischen 
Abfällen in Rotormühlen (Schredderanlage) werden in der TA Luft 2021 unter Nr. 5.4.8.9.1 sowie 
in der ABA-VwV unter Abschnitt C Nr. 5.4.8.9.1 spezifische bauliche und betriebliche 
Anforderungen, Anforderungen zu Messung und Überwachung, sowie Sonderregelungen für die 
anzuwendenden Emissionsbegrenzungen vorgeschrieben.  

Die Vorgaben der TA Luft 2021 sowie der ABA-VwV sind unabhängig vom bisherigen technischen 
Umsetzungstand der Anlagen durch nachträgliche Anordnung nach § 17 BImSchG verpflichtend 
in die immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbescheide zu übernehmen. Da die Anlage in 
Spalte d der Tabelle des Anhangs 1 der 4. BImSchV mit dem Buchstaben E gekennzeichnet ist, 
sollten die Anforderungen gemäß Buchstabe D der ABA-VwV bereits bis zum 18.08.2022 
eingehalten werden. Aufgrund des von der Fa. Schenker gestellten Antrags auf Abweichung von 
den Anforderungen der BVT-Schlussfolgerungen für Abfallbehandlungsanlagen (bzw. der ABA-
VwV) vom 13.04.2022 und der fachlichen Beteiligung des LfU Bayern an dem Abweichungsantrag 
durch die Untere Immissionsschutzbehörde wurde die entsprechende Anordnung bisher noch 
nicht erlassen.  
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Die speziellen Anforderungen der BVT-Schlussfolgerungen für Anlagen zur Behandlung von nicht 
gefährlichen metallischen Abfällen in Schredderanlagen gemäß Nr. 8.9.1.1 GE im Anhang 1 der 
4. BImSchV wurden mit der ABA-VwV in deutsches Recht überführt. Der Antrag wurde daher auch 
in Hinblick auf die ABA-VwV und ergänzend die TA Luft 2021 überprüft. Im Rahmen des 
Abweichungsantrags wurde das Landesamt für Umwelt Bayern als Fachbehörde von der Unteren 
Immissionsschutzbehörde beteiligt. 

Mit Schreiben vom 16.07.2025 wurde der Entwurf einer entsprechenden nachträglichen 
Anordnung übersandt. Zugleich erhielt die Fa. Schenker Industrie + Städtereinigungs-GmbH, 
Niernsdorf 7, 85411 Hohenkammer, die Gelegenheit, sich gemäß Art. 28 Abs. 1 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) zu den vorgesehenen nachträglichen Anordnungen 
zu äußern (Anhörung). 

Mit Schreiben vom 13.11.2025 teilte die Firma zu Nr. 2 der geplanten Anordnung mit, dass im 
Schrottshredder zur Abluftreinigung ein Venturiwäscher verbaut sei. Eine Nachrüstung mit 
zusätzlichen Gewebefiltern sei deshalb technisch nicht möglich bzw. sinnvoll, da durch den 
Einsatz des Venturiwäschers beständig feuchte Abluft vorliegt, wodurch Gewebefilter nicht 
eingesetzt werden können. Ein kompletter Austausch sei nicht verhältnismäßig, da hierbei auch 
die gesamte Abluftführung neu ausgelegt werden müsste, was zum einen mit hohen Kosten 
verbunden und zum anderen zu keiner nennenswerten Verbesserung der Emissionssituation 
führen würde. 
Auch bei Einsatz des Venturiwäschers können die Emissionsgrenzwerte nachgewiesenermaßen 
sicher eingehalten werden. Aus diesem Grund ersucht die Firma hier allerdings den 
Emissionsgrenzwert für Gesamtstaub auf 10 mg/m³ festzuschreiben. Grundlage hierfür ist die in 
der ABA-VwV, Nr. 5.4.8.9.1 vorgesehene Ausnahme: "Falls kein Gewebefilter eingesetzt werden 
kann, dürfen abweichend hiervon die staubförmigen Emissionen im gereinigten Abgas die 
Massenkonzentration 10 mg/m³ nicht überschreiten." 
 
Zu Nr. 3 der geplanten Anordnung wurde mitgeteilt, dass sich die Wirksamkeit dieser 
nachträglichen Anordnung höchst wahrscheinlich mit den in diesem Jahr durchzuführenden 
Emissionsmessungen überschneiden wird, und deshalb wird folgende Formulierung für die 
Auflage III.2.2.7 vorgeschlagen: 
"Innerhalb von 4 Monaten nach Bestandskraft dieses Bescheides, jedoch spätestens 12 Monate 
nach der letztmalig durchgeführten Emissionsmessung, und in der Folge nach den in 
nachfolgender Tabelle genannten Intervallen ist durch Messung einer nach § 29b BImSchG 
bekannt gegebenen Stelle nachzuweisen, dass die unter der Ziffer III.2.2.5 dieses Bescheides 
festgelegten Emissionsgrenzwerte jeweils nicht überschritten werden." 
 

II. 
 
Das Landratsamt Freising ist für die Erteilung der nachträglichen Anordnung sachlich und örtlich 
zuständig (Art. 1 Abs. 1 Buchstabe c des Bayerischen Immissionsschutzgesetzes, Art. 3 Abs. 1 
Nr. 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes). 
 
Bei der Fa. Schenker Industrie + Städtereinigungs-GmbH, Niernsdorf 7, 85411 Hohenkammer,  
auf dem Grundstück Fl.-Nr. 1660 der Gemarkung und Gemeinde Hohenkammer betriebenen 
Anlage zur Behandlung von nicht gefährlichen metallischen Abfällen in Rotormühlen 
(Schredderanlage) handelt es sich um eine nach § 4 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit § 1, § 2 
Abs.1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a) der 4. BImSchV und Nr. 8.9.1.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV 
immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige und entsprechend genehmigte Anlage.  
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Zudem handelt es sich um eine sog. IE-Anlage gem. Nr. Nr. 5.3 Buchstabe b) iv) des Anhangs I 
der Richtlinie 2010/75/EU (IE-Richtlinie), welche im Anhang 1 der 4. BImSchV entsprechend mit 
einem „E“ gekennzeichnet ist.  
 
Rechtsgrundlage für die nachträglichen Anordnungen unter Ziffer 1 dieses Bescheids ist § 17 Abs. 
1 Satz 1 BImSchG. Hiernach können nach Erteilung der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung Anordnungen zur Erfüllung der sich aus dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und 
der auf Grund des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
ergebenden Pflichten erlassen werden (sog. „Nachträgliche Anordnungen“). Die Anlage zur 
Behandlung von nicht gefährlichen metallischen Abfällen in Rotormühlen (Schredderanlage) wird 
sowohl vom Anwendungsbereich der BVT-Schlussfolgerung für die Abfallbehandlung (BVT-SF) 
als auch der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungsanlagen (ABA-VwV) bzw. von 
der TA Luft 2021erfasst.  
Auf die Ausführungen hierzu unter Ziffer I. dieses Bescheids wird verwiesen. Dabei enthalten die 
genannten Regelwerke für Anlage zur Behandlung von nicht gefährlichen metallischen Abfällen 
in Rotormühlen (Schredderanlage) im Vergleich zur bisherigen Genehmigungssituation strengere 
bzw. zusätzliche Vorgaben, die nunmehr nachträglich im Rahmen der Sanierungsfrist 
festzusetzen sind. Dadurch wird der aktuelle Stand der Technik beim Betrieb der Anlage 
sichergestellt. 

Über den Antrag auf Abweichung von den Anforderungen nach der BVT Schlussfolgerung 
hinsichtlich TVOC, der nach Inkrafttreten der ABA-VwV gestellt wurde, muss nicht mehr 
entschieden werden, da TVOC nicht gesondert messtechnisch erfasst werden muss.  
Da für TVOC in der ABA-VwV kein Grenzwert oder eine Messpflicht enthalten ist, und Nr. 4.5.8.9.1 
der ABA-VwV nur auf Nr. 5.2.5 der TA Luft verweist, jedoch ohne die Anforderungen an Stoffe der 
Klasse I oder der Klasse II, müssen TVOC nicht gemessen werden.  
 
Zusätzlich ergibt sich noch eine Erleichterung für den Betreiber in Bezug auf organische Stoffe 
der Klasse I und Klasse II, dass diese fortan nicht mehr gemessen werden müssen. Dies wird 
damit begründet, dass obwohl in Buchstabe D. letzter Satz der ABA-VwV ausgeführt wird, dass 
zuvor festgesetzte Anforderungen, die über die Anforderungen dieser VwV hinausgehen, 
weiterhin maßgeblich sind, Klasse I und Klasse II Stoffe jedoch explizit in den speziellen 
Anforderungen der Nr. 4.5.8.9.1 ausgenommen werden und in den der UIB vorliegenden 
Messberichten bisher keine relevanten Emissionen dieser Stoffe festgestellt wurden.  
 
Ansonsten sind die Anforderungen der ABA-VwV bzw. TA Luft 2021 vollumfänglich umzusetzen.  

Abweichungen von den Emissionsbegrenzungen und Messanforderungen sind in der ABA-VwV 
nicht vorgesehen.  

Die neu hinzugekommenen baulichen und betrieblichen Anforderungen sind größtenteils bereits 
in dem bestandskräftigen Genehmigungsbescheid festgesetzt, z.B. Kapselung der Anlage und 
Absaugung der Abluft an den relevanten Stellen.  

Die bisher noch nicht festgesetzten Anforderungen werden mit diesem Bescheid angeordnet. 
Teilweise sind die Anforderungen bereits umgesetzt, auch wenn sie nicht explizit in der 
Genehmigung gefordert werden, z.B. automatische Abschaltung des Schredders bei Störung der 
Abgasreinigung (vgl. obige Nr. 1).  

Da der Fa. Schenker die Anforderungen bereits seit Veröffentlichung der ABA-VwV bekannt sind 
und die Erfüllung der hinzukommenden Messanforderungen lediglich einen organisatorischen 
Aufwand erfordern, wird diese unmittelbar mit Bestandskraft des Bescheides gefordert.  
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Für die Einhaltung der hinzukommenden Emissionsgrenzwerte sowie baulichen und betrieblichen 
Anforderungen sollte eine angemessene Übergangsfrist gewährt werden. In Anlehnung an die in 
der ABA-VwV vorgesehenen Erfüllungsfrist (Zeitraum zwischen Inkrafttreten am 16.02.2022 und 
der Forderung der Einhaltung zum 18.08.2022 -  ca. 6 Monate) sollte die Einhaltung zum 
01.01.2026, bzw. 6 Monate nach Bestandskraft festgesetzt werden. Der von der Firma Schenker 
im Anhörungsverfahren vorgeschlagene Fristenlauf wurde noch abgeändert. Insbesondere die 
bisher noch nicht gemessenen Luftschadstoffe, für die mit dieser Anordnung erstmalig 
Emissionsbegrenzungen und/oder Messpflichten festgesetzt werden (PCDD/F, dI-PCB, PBDD/F), 
sollen innerhalb von 4 Monaten gemessen werden. Die übrigen, Ende 2025 gemessenen, Stoffe 
können auch nach den künftigen Intervallen weitergemessen werden.  
In der Tabelle unter Nr. 2 (Auflage III.2.2.5) wird den Emissionsgrenzwert für Gesamtstaub von 5 
mg/m³ auf 10 mg/m³ geändert. Der vorgebrachten Argumentation der Fa. Schenker zu Nr. 2 kann 
aus fachlicher Sicht gefolgt werden. Im Rahmen der nachträglichen Anordnung werden außerdem 
die Auflagen, die auf die TA Luft 2002 verweisen auf die aktuell gültige Fassung der TA Luft 2021 
geändert. 

Der Erlass dieses Bescheides entspricht dem Zweck des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die 
Allgemeinheit vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen sowie Vorsorge gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen zu treffen (vgl. § 5 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BImSchG). Mit der 
nachträglichen Anordnung werden die Anforderungen der Schlussfolgerungen zu den besten 
verfügbaren Techniken für die Abfallbehandlung (BVT-Schlussfolgerungen) sowie die der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungsanlagen (ABA-VwV) als auch der TA Luft 
2021 umgesetzt.  
 
Die getroffenen Entscheidungen entsprechen auch pflichtgemäßem Ermessen und 
berücksichtigen sowohl das öffentliche Interesse an einem ausreichenden und zeitgemäßen 
Schutz der Allgemeinheit vor schädlichen Umwelteinwirkungen als auch insbesondere das 
wirtschaftliche Interesse des Anlagenbetreibers.  
Sie sind als verhältnismäßig anzusehen, da sie zumutbar und wirtschaftlich vertretbar sind, zumal 
deren Umsetzung vorwiegend durch organisatorische Maßnahmen ohne größere Kosten erfolgen 
kann (§ 17 Abs. 2 BImSchG).  
Die nachträglichen Anordnungen sind daher als verhältnismäßig anzusehen (§ 17 Abs. 2 Satz 1 
BImSchG).  
 
Die Fa. Schenker Industrie + Städtereinigungs-GmbH, Niernsdorf 7, 85411 Hohenkammer, wurde 
mit Schreiben vom 16.07.2025 zum Erlass der nachträglichen Anordnung zur Umsetzung der 
BVT-Schlussfolgerungen für die Abfallbehandlung (BVT-Schlussfolgerungen) sowie der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungsanlagen (ABA-VwV) und der TA Luft 2021 
angehört. Gleichzeitig erhielt sie die Möglichkeit, sich zu der geplanten Anordnung zu äußern. 
 
Einer öffentlichen Bekanntmachung des Entwurfs dieser nachträglichen Anordnungen vor deren 
Erlass nach § 17 Abs. 1a bzw. 1b BImSchG bedurfte es vorliegend nicht.  
Rechtsgrundlage für die mit diesem Bescheid festgesetzten nachträglichen Anordnungen ist § 17 
Abs. 1 Satz 1 BImSchG i. V. m. § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG (Vorsorge gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen). 
§ 17 Abs. 1a BImSchG würde jedoch nur bei nachträglichen Anordnungen nach § 17 Abs. 1 Satz 
2 BImSchG greifen. § 17 Abs. 1b BImSchG kommt nur zur Anwendung, wenn künftig weniger 
strenge Emissionsbegrenzungen festgelegt werden sollen. Dies ist vorliegend nicht der Fall. Gem. 
§ 17 Abs. 1a Satz 4 gilt jedoch für die Entscheidung über den Erlass nachträglicher Anordnungen 
bei IE-Anlagen § 10 Absatz 7 bis 8a entsprechend, so dass in der Folge dieser Bescheid nach 
dessen Erlass im Internet öffentlich bekannt zu machen ist. Die öffentliche Bekanntmachung des 
Bescheids erfolgt auf der Homepage des Landratsamts Freising. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1, Art. 6 Abs. 1 und Art. 10 Abs. 1 
Nr. 2 des Kostengesetzes i. V. m. Tarif-Nr. 8.II.0/1.9.1, 8.II.0/1.9.3 und 8.II.0./1.3.2 des 
Kostenverzeichnisses eine Gebühr in Höhe von 1248,00 € festgesetzt.  
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
erhoben werden bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80335 München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München. 
 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 

 Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  

 Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen.  

 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
 
 
 
 
 
Silvia Peichl  
 
 
 
 
 
 


